
Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Mag. Wolfgang Gerstl, Mag. Harald Stefan 
Kolleginnen und Kollegen 

betreffend eine ausgewogene Berücksichtigung der gesamtstaatlichen Zielsetzungen in der 
Rechtsordnung 

eingebracht im Zuge der Debatte über die Regierungsvorlage betreffend ein 
Bundesverfassungsgesetz, mit dem das Bundesverfassungsgesetz über die Nachhaltigkeit, 
den Tierschutz, den umfassenden Umweltschutz, die Sicherstellung der Wasser- und 
Lebensmittelversorgung und die Forschung geändert wird (110 d.B.) in der Fassung des 
Ausschussberichts (598 d.B.) 

Die Republik Österreich bekennt sich derzeit durch ein eigenes Bundesverfassungsgesetz 
zu den Staatszielen Nachhaltigkeit, Tierschutz, umfassender Umweltschutz, Sicherstellung 
der Wasser- und Lebensmittelversorgung sowie der Forschung. 

Ein Bekenntnis für einen nachhaltigen und wettbewerbsfähigen Wirtschaftsstandort als 
Voraussetzung für Wohlstand und Beschäftigung fehlt allerdings bisher in den Staatszielen. 
Dies hat zu einem Ungleichgewicht einzelner gesamtstaatlicher Zielsetzungen untereinander 
geführt, welche eigentlich alle auf gleicher Ebene stehen sollten und nicht wie bisher in 
einem ungerechtfertigten über- bzw. untergeordneten Verhältnis zueinander. 

Ein diesbezügliches ausdrückliches Bekenntnis zum Wirtschaftsstandort Österreich ist 
jedoch notwendig, um den Wohlstand Österreichs und seiner Bürgerinnen und Bürger zu 
erhalten und auszubauen. 

Die Bundesregierung hat daher mit der Regierungsvorlage betreffend ein 
Bundesverfassungsgesetz, mit dem das Bundesverfassungsgesetz über die Nachhaltigkeit, 
den Tierschutz, den umfassenden Umweltschutz, die Sicherstellung der Wasser- und 
Lebensmittelversorgung und die Forschung geändert wird (110 d.B.) eine entsprechende 
Nachschärfung des bisher geltenden Staatszielkataloges vorgelegt, womit eine 
Ausgewogenheit zwischen Ökologie und Ökonomie hergestellt werden soll. 

Die Staatszielbestimmung für einen nachhaltigen und wettbewerbsfähigen 
Wirtschaftsstandort soll somit den Rahmen für eine nachhaltig gedeihliche Entwicklung und 
eine positive Erwerbs- und Unternehmensfähigkeit des Standorts Österreich schaffen. 

225/UEA XXVI. GP - Entschließungsantrag (gescanntes Original) 1 von 2

www.parlament.gv.at



Die unterzeichneten Abgeordneten stellen daher folgenden 

Entschließungsantrag 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Der Nationalrat begrüßt die Bestrebungen der Bundesregierung, einen Ausgleich im Rahmen 
der staatlichen Interessen zwischen Ökonomie und Ökologie herzustellen. In diesem Sinne 
werden die zuständigen Mitglieder der Bundesregierung ersucht, in ihrem politischen Wirken, 
insbesondere bei der Erstellung von Regierungsvorlagen, ein ausgewogenes Verhältnis 
zwischen ökonomischen sowie ökologischen Interessen herzustellen. 
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